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GELEITWORT 

Fragen des Klima-, Umwelt- und Naturschutzes erfordern ein ganzheitliches 
Vorgehen und gemeinsames Handeln. Mit dem neuen Ressort für Land- und 
Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft 
wurde nun die Möglichkeit geschaffen, diese Zuständigkeiten eng zu verknüp
fen und so noch zielgerichteter und abgestimmt auf die gemeinsamen Heraus
forderungen, aber auch Chancen, im Bereich der Umwelt- und Klimapolitik ein
zugehen. 

Die zunehmenden Extremwetterereignisse, die auch in Österreich immer häufi
ger auftreten, machen deutlich: Die Klimawandelanpassung ist keine Frage 
der Zukunft mehr, sondern eine Notwendigkeit. Wir setzen dabei auf lokal 
wirksame Schutzmaßnahmen, klare Szenarien und eine realistische Risikoana
lyse – wissenschaftlich fundiert und praxisnah. 

Gleichzeitig ist die Transformation der Wirtschaft entscheidend. Die Kreislauf
wirtschaft bietet enormes Potenzial, um Ressourcen zu schonen, Abfälle zu 
vermeiden und regionale Wertschöpfung zu stärken. Dafür braucht es verein
fachte Verfahren, beschleunigte Genehmigungen und die Förderung von Inno
vation. 

Von zentraler Bedeutung ist auch der gezielte Einsatz öffentlicher Mittel. Je
der Euro soll dort wirken, wo er den größten Beitrag zur CO₂-Reduktion leistet 
und zugleich auf breite gesellschaftliche Akzeptanz stößt. Transparenz, Wirk
samkeit und Fairness sind dafür die maßgeblichen Leitlinien.  

Naturbasierte Lösungen spielen ebenfalls eine Schlüsselrolle: Moore spei
chern zum Beispiel Kohlenstoff und Wasser, schützen die Biodiversität und leis
ten damit einen mehrfachen Beitrag zum Klima- und Umweltschutz. Ihr Erhalt 
erfordert das Zusammenwirken von Forschung, Landnutzung, Raumplanung 
und Gesellschaft. 

Ebenso unverzichtbar ist der Schutz des Bodens als Grundlage für Ernäh
rungssicherheit, Artenvielfalt und Klimastabilität. Die gezielte Reduktion 
des Bodenverbrauchs, unter Einbindung aller Ebenen, bleibt daher ein zentrales 
gemeinsames Ziel. 

Der Umweltkontrollbericht soll als faktenbasiertes Fundament für politische 
Entscheidungen dienen. Das bedeutet auch, Desinformation entgegenzuwir
ken – denn Vertrauen in die Wissenschaft ist die Voraussetzung für Vertrauen in 
die Zukunft. Gleichzeitig soll der Umweltkontrollbericht auch positive Entwick
lungen sichtbar machen und so ein umfassendes Bild der Umweltsituation in 
Österreich bieten.  

  

© BKA/Wenzel 
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Mit diesem Bericht werden Einblicke geschaffen, Transparenz gesichert und ein 
gemeinsames Zeichen für eine zukunftsorientierte Umweltpolitik gesetzt. Und 
ganz im Sinne des Mottos „gemeinsam nachhaltig“ werden wir uns auch in den 
nächsten Jahren der Herausforderung stellen, ein lebenswertes Österreich für 
künftige Generationen zu sichern. 

 

 

 

 

 
Mag. Norbert Totschnig, MSc 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz,  
Regionen und Wasserwirtschaft 
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VORWORT  
Im Jahr 2025 begeht das Umweltbundesamt sein 40-jähriges Bestehen. Seit vier 
Jahrzehnten beobachten, analysieren und bewerten unsere Expert:innen die 
Umweltsituation in Österreich. Unser Auftrag ist es, faktenbasierte Grundlagen 
für politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Entscheidungen bereitzustel
len, Fortschritte sichtbar zu machen und Fehlentwicklungen aufzuzeigen. 

Der vorliegende 14. Umweltkontrollbericht dokumentiert den Zustand der 
Umwelt im Zeitraum von Juli 2022 bis Juni 2025. Er macht deutlich: Die Heraus
forderungen sind groß – vom Klimawandel über den Verlust der Biodiversität 
bis hin zu Schadstoffen, Flächenverbrauch und Ressourcendruck. Zugleich zeigt 
der Bericht, dass entschlossene Umweltpolitik wirkt und Veränderungen 
zum Besseren möglich sind. 

In Zeiten multipler Krisen und angespannter öffentlicher Budgets ist es beson
ders wichtig, dass Umweltpolitik die Widerstandsfähigkeit unserer Gesellschaft 
stärkt. Eine lebenswerte Umwelt ist Grundlage für Gesundheit, Wohlstand und 
Zukunftschancen. 

Gerade deshalb gilt: Fakten sind unverzichtbar. Wissenschaftlich gesicherte 
Daten und unabhängige Analysen bilden das Fundament für wirksame Entschei
dungen. Angesichts zunehmender Desinformation und Infragestellung wissen
schaftlicher Erkenntnisse ist die Rolle einer glaubwürdigen, unabhängigen Insti
tution wie des Umweltbundesamts zentral. 

Mit diesem Bericht leisten wir unseren Beitrag: für Transparenz, Orientierung 
und eine faktenbasierte Umweltpolitik. Denn nur auf dieser Grundlage können 
heute die richtigen Entscheidungen getroffen werden – damit auch künftige Ge
nerationen in Österreich eine intakte Umwelt vorfinden. 

 

 

 

 

 
Hildegard Aichberger Verena Ehold 
Geschäftsführerin Geschäftsführerin

  

© Umweltbundesamt/B. Gröger 
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14 CHEMIKALIENMANAGEMENT 

14.1 Zielsetzungen und Politischer Rahmen 

Ein nachhaltiger und vorsorglicher Umgang mit Chemikalien während des ge
samten Lebenszyklus ist ein Teilziel von SDG 12 „Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion“, einem der 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen. Die Frei
setzung von chemischen Stoffen in Luft, Wasser und Boden soll reduziert und 
somit sollen schädliche Effekte auf Mensch und Umwelt minimiert werden (UN, 
2015).  

Ähnliche Ziele verfolgen der EU-Zero Pollution Action Plan (Aktionsplan für eine 
schadstofffreie Umwelt) sowie die EU-Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit 
(CSS). Beide Vorhaben wurden im Rahmen des Green Deal von der Europäi
schen Kommission verabschiedet und befassen sich vor allem mit Maßnahmen 
zum Schutz von Mensch und Umwelt vor gefährlichen Chemikalien. So soll bis 
zum Jahr 2050 die Verschmutzung in Luft, Wasser und Boden keine Gefahr 
mehr für die menschliche Gesundheit und die natürlichen Ökosysteme darstel
len (EK, 2019).  

Zudem soll die Verwendung von sicheren und nachhaltigen chemischen Stoffen 
gefördert werden. Dies erfolgt unter anderem durch den Ansatz „Safe and 
Sustainable by Design“, ein Konzept, welches von der Europäischen Kommission 
unter Einbindung interessierter Kreise etabliert wird. Dieser freiwillige Ansatz 
soll, begleitend zu regulatorischen Vorgaben, den Innovationsprozess in Rich
tung grüner und nachhaltiger Transformation lenken. Ziel ist es, negative Aus
wirkungen durch die Verwendung von Chemikalien und Produkten auf Mensch, 
Umwelt und Klima über deren gesamten Lebenszyklus zu minimieren. Außer
dem sollen die Produktion von bedenklichen chemischen Stoffen minimiert 
bzw. derartige Stoffe substituiert werden (EK, 2024). 

Auch das Konzept der Grünen Chemie integriert Nachhaltigkeitsaspekte und 
soll maßgeblich dazu beitragen, das Gefährdungspotenzial von Chemikalien für 
Mensch und Umwelt zu verringern. Die Herstellung von chemischen Stoffen soll 

 

vorsorglicher Umgang 
mit Chemikalien 

“Safe and Sustainable 
by Design”  

Grüne Chemie 
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sicher, umweltfreundlich, klimafreundlich und ressourcenschonend sein. Zu
dem sollen im Sinne der Kreislaufwirtschaft Abfälle und Reststoffe in den stoffli
chen Kreislauf rückgeführt werden (Umweltbundesamt, 2024a). Der von der Eu
ropäischen Kommission 2015 ins Leben gerufene „Circular Economy“-Aktions
plan wurde in Österreich durch die nationale österreichische Kreislaufwirt
schaftsstrategie ergänzt. Die im Dezember 2022 vom Ministerrat beschlossene 
Strategie soll die Realisierung einer funktionierenden Kreislaufwirtschaft be
schleunigen (BMK, 2024a). → Ressourcenmanagement und Kreislaufwirtschaft 

Letztlich leisten die EU-Chemikalienverordnungen REACH111 (VO (EG) 1907/2006) 
und CLP112 (VO (EG) 1272/2008) sowie internationale Vereinbarungen, wie die 
Stockholm- und Minamata Konventionen, durch Regulierung von problemati
schen Chemikalien einen wesentlichen Beitrag zu einem erhöhten Schutzniveau 
für Mensch und Umwelt. 

 

 

14.2 Europäisches Risikomanagement 

14.2.1 Daten und Fakten 

Die EU-Chemikalienverordnungen REACH (VO (EG) 1907/2006) und CLP (VO (EG) 
1272/2008) ermöglichen die Schaffung einer umfassenden Datenbasis für am 
EU-Markt befindliche Chemikalien. Gemäß REACH-Verordnung sind in der EU 
rund 26.900 chemische Stoffe registriert (European Chemicals Agency, 2024b). 
Zudem erfolgen konkrete, zwischen den Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Chemikalienagentur ECHA koordinierte Maßnahmen zur Gefahrenidentifizie
rung sowie zur Bewertung und dem Management dieser Stoffe. Die „Integrated 
Regulatory Strategy“ der ECHA (European Chemicals Agency, 2024a) skizziert ei
nen ganzheitlichen Ansatz für die Auswahl, Bewertung und das Risikomanage
ment von Chemikalien. Mit Ende 2024 konnten mehr als 6.000 aller registrierten 
Stoffe von der ECHA überprüft werden. Dabei wurde festgestellt, dass für 60 % 
dieser Stoffe keine regulatorischen Maßnahmen notwendig sind. Für alle ande
ren Stoffe ist entweder die Erhebung weiterer Daten erforderlich oder es wurde 
der Bedarf an konkreten Maßnahmen festgestellt, zum Beispiel eine harmoni
sierte Einstufung. Das bedeutet, dass eine EU-weit einheitliche Gefahrenbe
schreibung der Stoffe erfolgen soll (European Chemicals Agency, 2024a).  

Zum Ergreifen von Risikomanagementmaßnahmen für gefährliche chemische 
Stoffe stehen gemäß REACH die Prozesse der Zulassung sowie der Beschrän
kung zur Verfügung. Neben der Risikobetrachtung spielen auch sozioökonomi
sche Faktoren eine wesentliche Rolle bei der Entscheidungsfindung. Das Instru
ment der Zulassung bietet mit der Auflage, besonders besorgniserregende 

 
111  REACH: Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction of Chemicals (Registrierung, 

Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe) 
112  CLP: Classification, Labelling and Packaging of Chemical Substances and Mixtures 

(Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung chemischer Stoffe und Gemische)  

EU-Recht und 
internationale 
Konventionen  
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Stoffe (SVHC113) so weit wie möglich zu ersetzen, einen wichtigen Hebel, um Ge
fahren zu verringern. Eine Zulassung wird nur für einen bestimmten Zeitraum 
gewährt, Ziel ist die Substitution durch weniger gefährliche Alternativen. Durch 
die Zulassung sind in den letzten Jahren die Mengen mehrerer zulassungspflich
tiger SVHC-Stoffe deutlich zurückgegangen. Die Wirksamkeit dieser Maßnahme 
ist somit klar erkennbar. Herausfordernd ist das Zulassungssystem für jene 
Stoffe, für die sehr viele Anträge gestellt werden. In solchen, teils vorhersehba
ren Fällen kann das Beschränkungsverfahren als effizientere Maßnahme zur 
Handhabung des Risikos dienen. 

Beispielsweise sollen hautsensibilisierende, -reizende und -ätzende Stoffe ge
meinsam als Gruppe zur Verwendung in Textilien, Leder, Tierhaut und Tierfellen 
verboten werden.114 Aktuell ist ein gemeinsames Verbot für bestimmte Chrom
verbindungen in Ausarbeitung.115 Das größte Vorhaben des Gruppenansatzes 
ist die seit zwei Jahren in Bewertung stehende Beschränkung für per- und po
lyfluorierte Alkylsubstanzen, die sogenannte universelle PFAS-Beschränkung.116 
Diese aufgrund ihrer hohen Persistenz besonders bedenkliche Stoffgruppe soll 
für alle Sektoren und Verwendungen verboten werden. Ausnahmen sind für 
jene Verwendungen vorgeschlagen, für die noch keine geeigneten Alternativen 
verfügbar sind. Die Bewertung soll Ende 2026 bis Anfang 2027 abgeschlossen 
sein. Mit dem PFAS-Aktionsplan wurden in Österreich 2024 zudem prioritäre 
Handlungsfelder und erforderliche Maßnahmen zur Verringerung der Belastun
gen für Mensch und Umwelt veröffentlicht (BMK, 2024c). 

Mikroplastik ist seit Jahren ein Schwerpunkt der europäischen Chemikalienpoli
tik. Dabei handelt es sich um Partikel fester, nicht wasserlöslicher Polymere un
terschiedlicher Art, die kleiner als 5 mm sind. Mikroplastik wird in Produkten 
entweder bewusst verwendet (zum Beispiel in Reinigungsmitteln) oder entsteht 
über den Lebenszyklus durch Freisetzung (zum Beispiel durch Abrieb oder Ver
witterung) aus Kunststoff-Produkten. Anfang 2022 wurde der österreichische 
Aktionsplan Mikroplastik 2022–2025 verabschiedet (BMK, 2022). Der Aktions
plan umfasst fünf Aktionsfelder, welche sowohl die Umsetzung und Weiterent
wicklung der Regulierung beinhalten, als auch freiwillige Maßnahmen für die 
Wirtschaft zur Mikroplastik-Reduktion. Zudem stehen die Stärkung der Daten
lage, Forschung und Innovation sowie die Bewusstseinsbildung bei Konsu
ment:innen und Schülerinnen/Schülern im Fokus. Bei den Erkenntnissen zu ge
sundheitlichen Effekten, zu Vorkommen und Eintragsquellen in Böden, zu Ein
trägen aus Produktionsprozessen und Verpackungen in Getränke und Lebens
mittel und bei der Umsetzung der EU-Trinkwasser-Verordnung (RL 
2020/2184/EG) durch Methodenharmonisierung zum Trinkwasser-Monitoring 
sind Fortschritte erkennbar. → Ressourcenmanagement und Kreislaufwirtschaft, 
→ Wasser und Gewässerschutz, → Gesundheitsbezogene Umweltbeobachtung 

 
113  Substances of Very High Concern  
114  Registry of restriction intentions until outcome - ECHA  
115  Registry of restriction intentions until outcome - ECHA 
116  Registry of restriction intentions until outcome - ECHA 
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Die im Jahr 2020 von der Europäischen Kommission bereits angekündigte 
REACH-Revision wurde bis auf Weiteres verschoben, die Überarbeitung der CLP-
Verordnung (VO (EG) 1272/2008) konnte hingegen abgeschlossen werden. Diese 
umfasst unter anderem die Implementierung neuer Gefahrenklassen für hor
monell schädigende Stoffe (EDs), persistente, bioakkumulierende und toxische 
Stoffe (PBTs) sowie persistente, mobile und toxische Stoffe (PMTs).117 Letztere 
gelten als besonders besorgniserregend, da sie sehr lange im Wasserkreislauf 
verbleiben und damit auch in das Trinkwasser gelangen können. → Wasser und 
Gewässerschutz 

Die neuen CLP-Gefahrenklassen ermöglichen es, diese Stoffe in ein übergeord
netes Regelwerk einzustufen und zu kennzeichnen. Das führt zu einem rasche
ren und effizienteren Risikomanagement.  

Eine Harmonisierung ist weiterhin auch Thema für die Bewertung von Chemika
lien über unterschiedliche Regularien hinweg. Die Initiative der Europäischen 
Kommission für regelungsübergreifende Bewertungen, das OSOA-Prinzip118, soll 
die Harmonisierung von Methoden und Grenzwerten vorantreiben. Ziel ist es, 
die Qualität von Bewertungen zu erhöhen und potenzielle Synergien zwischen 
den europäischen Agenturen119 zu nutzen. Die ECHA wurde bereits mit neuen 
Kompetenzen ausgestattet. Geplant sind zudem die Schaffung einer Datenplatt
form für Chemikalien sowie die regelungsübergreifende Erfassung von Bewer
tungen und Risikomanagementmaßnahmen (EC, 2024).  

Die Europäische Kommission erarbeitet eine Roadmap zum schrittweisen Ersatz 
von Tierversuchen. Diese Arbeiten wurden aufgrund einer europäische Bür
ger:inneninitiative120 in die Wege geleitet. Die Roadmap soll Anfang 2026 fertig
gestellt sein und enthält unter anderem Handlungsempfehlungen und Meilen
steine zum Phase-out von Tierversuchen. In erster Linie sollen Wirbeltierversu
che ersetzt werden. Neue methodische Ansätze, die „New Approach Methodolo
gies“ (NAMs) sollen zum Einsatz kommen. NAMs umfassen eine Vielzahl neuarti
ger und computergestützter Ansätze, um Risiken und Gefahren von Chemika
lien festzustellen (EC, 2023). Zudem soll das „Next Generation Risk Assessment“ 
(NGRA)-Konzept neue Risikobewertungsansätze entwickeln. Für bestimmte Ge
sundheitsgefahren konnten Tierversuche bereits ersetzt werden. Ein endgülti
ges Phase-out ist aufgrund der komplexen Sachlage noch nicht absehbar, da ein 
vergleichbar hohes Schutzniveau für Mensch und Umwelt gewährleistet sein 
muss (PARC, 2024).  

 
117  Neue Gefahrenklassen 2023 – ECHA 
118  OSOA-Prinzip: One Substance, One Assessment-Prinzip 
119  Unter anderem sind die Europäische Umweltagentur (EEA), die Europäische Chemika

lienagentur (ECHA), die Europäische Agentur für Ernährungssicherheit (EFSA), die Europäi
sche Arnzeimittelagentur (EMA) sowie die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesund
heitsschutz am Arbeitsplatz (OSHA) betroffen.  

120  „European Citizens’ Initiative (ECI) ‘Save cruelty-free cosmetics –Commit to a Europe without 
animal testing’ 
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In Österreich wurde im Jahr 2018 die Initiative Grüne Chemie ins Leben gerufen. 
Diese versteht sich als ganzheitlicher Ansatz, in dem die Konzepte Sicherheit 
und Nachhaltigkeit von chemischen Stoffen integriert sind. Im Einklang mit den 
Zielen des Green Deals und der CSS soll die Grüne Chemie maßgeblich dazu 
beitragen, das Gefährdungspotenzial von Chemikalien für Mensch und Umwelt 
im gesamten Lebenszyklus zu verringern. Dies erfolgt unter anderem durch si
chere, umweltfreundliche sowie treibhausgas- und ressourcenschonende Pro
zesse bei der Herstellung von Chemikalien wie beispielsweise aus nachwach
senden Rohstoffen sowie durch Rückführung von Abfällen und Reststoffen in 
den stofflichen Kreislauf. Aktuell wird das Gefährdungspotenzial ausgewählter 
grüner Plattformchemikalien121 untersucht. Regelmäßige Vernetzungsveranstal
tungen zur Grünen Chemie sollen die Etablierung des Konzeptes in den Berei
chen Bildung, Forschung und Wirtschaft unterstützen und eine Vernetzung inte
ressierter Kreise ermöglichen. Die Grüne Chemie wirkt auf eine Vielzahl an The
men der Nachhaltigkeit und Sicherheit (Umweltbundesamt, 2024a). 

 

Mit Grüner Chemie innerhalb der planetaren Grenzen 

 
Quelle: Umweltbundesamt, 2024a  

 

Unter der Federführung der Europäischen Kommission wird zudem ein ganz
heitliches Bewertungskonzept erarbeitet. Dieses Konzept, bezeichnet als „Safe 
and Sustainable by Design", soll die Aspekte Sicherheit und Nachhaltigkeit be
reits im frühen Entwicklungsstadium von innovativen, neuen Chemikalien be
rücksichtigen. Bereits existierende, chemische Produkte sollen in Bezug auf ihre 

 
121  Im Unterschied zu klassischen Grundchemikalien (dies sind Basischemikalien, d. h. einfache 

chemische Stoffe, die in großen Mengen und optimierten Prozessen aus fossilen Rohstof
fen hergestellt werden, und aus denen die Vielzahl an komplexen Chemikalien für die un
terschiedlichsten Funktionen und Anwendungen synthetisiert werden) werden diese nicht 
aus fossilen, sondern aus nachwachsenden Rohstoffen hergestellt. 
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Sicherheit und Nachhaltigkeit bewertet und verglichen werden können (EK, 
2024).  

Auch die Weiterentwicklung von bzw. Wissensgenerierung zu Nanomaterialien 
und fortschrittlichen Materialien122 steht weiterhin im Fokus der europäischen 
Chemikalienpolitik und wird unter Einbindung aller interessierten Kreise voran
getrieben (EK, 2024).  

Ein koordinierter Vollzug von Chemikalien- und Arbeitnehmer:innenschutzrecht 
liefert einen wesentlichen Beitrag zum Schutz von Mensch und Umwelt vor ge
fährlichen Chemikalien. Die gemäß Chemikalienrecht etablierte Arbeitsgruppe 
mit Vertreterinnen und Vertretern beider Vollzugsbereiche unterstützt die Be
hörden bei ihren Kontrolltätigkeiten an der Schnittstelle von Chemikalienrecht 
und Arbeitnehmer:innenschutz. 2023 und 2024 wurde ein erster gemeinsamer 
Vollzugsschwerpunkt zu einer REACH-Beschränkung, und zwar zu Diisocyanat-
Chemikalien, durchgeführt. Diisocyanate sind stark atemwegssensibilisierend 
wirkende Chemikalien, die zu einer hohen Anzahl an Berufskrankheiten führen. 
Kontrollen wurden in 40 Betrieben verschiedener Branchen durchgeführt. Män
gel wurden vor allem im Bereich der Lieferkettenkommunikation festgestellt. 
Die Qualität von Schulungsmaterial, Schulung und Schulungsbedingungen war, 
sofern beurteilbar, weitgehend zufriedenstellend. In einigen Betrieben wurden 
die Diisocyanatgehalte von Produkten bereits so weit verringert, dass sie nicht 
mehr von der Beschränkung erfasst sind, was als deutlicher Schritt in die rich
tige Richtung gewertet werden kann. 

 

 
14.2.2 Interpretation und Ausblick 

Neuerungen und Weiterentwicklungen im europäischen Chemikalienrecht so
wie die Integration von Nachhaltigkeitsaspekten und die Entwicklung entspre
chender Bewertungsansätze, wie das „Safe and Sustainable by Design“-Konzept 
und die Grüne Chemie gewährleisten sowohl die Erhöhung des Schutzniveaus 
von Mensch und Umwelt als auch die Stärkung und Förderung von innovativen 
Konzepten und Ideen. 

Die Einführung neuer CLP-Gefahrenklassen für bestimmte gefährliche Chemika
lien – den PBTs/vPvBs, PMTs/vPvMs sowie den EDs123 – ermöglicht eine schnel
lere Identifikation und somit ein schnelleres Risikomanagement dieser Stoffe. 
Eine damit im Zusammenhang stehende Reduktion der Verwendung von prob
lematischen Chemikalien verringert die Schadstoffbelastung für Mensch und 
Umwelt und trägt zu einem erhöhten Schutzniveau bei. 

 
122  Fortschrittliche Materialien („advanced materials“) ist die Bezeichnung für eine Gruppe von 

Materialien, die aktiv so gestaltet werden, dass sie innovative Eigenschaften und Funktiona
litäten für zukunftsweisende Anwendungen erfüllen können  

123 Persistente, bioakkumulierende, toxische Stoffe (PBT), persistente, mobile, toxische Stoffe 
(PMT), sehr persistente, sehr bioakkumulierende bzw. sehr mobile Stoffe (vPvB, vPvM), en
dokrin schädigende Stoffe (EDs) 
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Die „Integrated Regulatory Strategy“ (IRS)124 der ECHA ermöglicht die Implemen
tierung eines ganzheitlichen Ansatzes für die Auswahl, Bewertung und das Risi
komanagement von Chemikalien und die gemeinsame Betrachtung strukturell 
ähnlicher Stoffe. Dies führt zur schnelleren und effizienteren Handhabung ge
fährlicher Chemikalien sowie zu effizientem und koordiniertem Risikomanage
ment in Europa. Als erste Beispiele für diese Herangehensweise sind die Be
schränkung zu PFAS in Feuerlöschschäumen und die geplante Beschränkung zu 
mehreren Bisphenolen zu nennen. Unerwünschte Substitution (regrettable sub
stitution) durch ebenso bedenkliche Stoffe derselben Stoffgruppe kann dadurch 
vermieden und der Einsatz von sichereren Ersatzstoffen bzw. -technologien 
kann gefördert werden. 

Eine Harmonisierung von Chemikalienbewertungen über verschiedene Gesetz
gebungen hinweg, die Schaffung einer gemeinsamen Datenbasis und die Zent
ralisierung von Kompetenzen gemäß dem OSOA125 -Prinzip erhöhen Effizienz 
und Geschwindigkeit regulatorischer Aktivitäten, schaffen Synergien zwischen 
den am Prozess beteiligten Akteuren und tragen dadurch wesentlich zu einer 
Erhöhung des Schutzniveaus für Mensch und Umwelt bei. Zudem erhöht sich 
die Transparenz und Vorhersehbarkeit von Bewertungen und des Risikomana
gements für Unternehmen und weiteren an den Prozessen Beteiligten.  

Die Entwicklung von NAMs126 bildet einen zentralen Aspekt der aktuellen und 
zukünftigen Chemikalienpolitik. Die Etablierung solcher neuen Methoden sorgt 
für eine Reduktion bis hin zum vollständigen Ersatz von unerwünschten Tierver
suchen und gewährleistet gleichermaßen den Erhalt eines hohen Schutzniveaus 
für Mensch und Umwelt. Ziel ist zudem, die Bewertungsmethoden für Chemika
lien im Vergleich zu aktuellen Methoden zu verbessern.  

Die Implementierung nationaler Aktionspläne, wie zum Beispiel jene zu PFAS 
und Mikroplastik, ergänzen und konkretisieren internationale und EU-weite Vor
haben zur Reduktion dieser Schadstoffe. Die nationalen Aktivitäten sorgen für 
eine strukturierte und transparente Herangehensweise sowie zielgerichtete na
tionale Aktivitäten und leisten somit einen wesentlichen Beitrag zu den aktuell 
größten Umwelt- und Gesundheitsbelastungen durch Chemikalien. 

Letztlich ermöglicht die Umsetzung neuer Konzepte, wie jenes der Grünen Che
mie, bzw. Bewertungsansätze, wie Safe and Sustainable by Desing, die Transfor
mation hin zu nachhaltiger Produktion und Verwendung von Chemikalien. Die 
Berücksichtigung von Aspekten, wie Sicherheit, Umweltfreundlichkeit, Treib
hausgas- und Ressourcenschonung bei der Herstellung von Chemikalien sowie 
die Sicherstellung von Kreislaufwirtschaftsstrategien durch die Rückführung von 
Abfällen und Reststoffen in den stofflichen Kreislauf, leisten einen wesentlichen 
Beitrag zur Reduktion von Schadstoffen.  

 
124  Integrated Regulatory Strategy: https://echa.europa.eu/de/irs-infographic 
125  OSOA - One Substance One Assessment 
126  New Approach Methodologies, d. h. tierversuchsfreie Methoden zur Testung und Bewer

tung von Chemikalien 
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Beitrag zur Transformation: 
⚫ Durch kontinuierliche Auswahl, Bewertung und Risikomanagement und in

folgedessen einer Reduktion von gefährlichen Chemikalien am europäi
schen Markt liefert das gesamte europäische Chemikalienmanagement ei
nen beständigen Beitrag zur Transformation in Richtung schadstofffreie 
Welt. Aktuell seien insbesondere die Vereinheitlichung sowie die verbes
serte Koordinierung und Strukturierung von Bewertungs- und Risikoma
nagementprozessen genannt, die durch Vorhaben wie OSOA127 sowie die 
IRS128 unterstützt bzw. vorangetrieben werden. Zudem liefert die Weiter
entwicklung innovativer Geschäftsmodelle und Konzepte, wie die Etablie
rung der Grünen Chemie, das Konzept „Safe and Sustainable by Design“ 
sowie die Weiterentwicklung von „fortschrittlichen Materialien“ einen we
sentlichen Beitrag zur Schadstoffreduktion. Die Konzepte fördern den Um
stieg auf weniger gefährliche und nachhaltigere Chemikalien und leisten 
einen wesentlichen Beitrag zur Transformation von Gesellschaft und Wirt
schaft.  

 

Gutes Beispiel – Transformation zur Grünen Chemie: 

 Die in Österreich geschaffene Initiative zur Grünen Chemie umfasst ver
schiedenste Aspekte zum Thema Chemie und Nachhaltigkeit und ist um 
Integration von bzw. Austausch zwischen unterschiedlichsten Stakehol
dern bemüht. Unter anderem dient die Plattform „Grüne Chemie - Zu
kunft: Chemie“129 als Austauschformat für interessierte Kreise, in welcher 
zum Beispiel österreichische Unternehmen ihre innovativen Ideen einbrin
gen, Universitäten ihre Forschungsaktivitäten vorstellen sowie der Bil
dungssektor zu Schulungsinitiativen informiert. Zudem wurden in Öster
reich Lehrgänge an Hochschulen zum Thema Grüne Chemie etabliert, z. B. 
der Masterstudienlehrgang „Green Chemistry“ an der Technischen Univer
sität Wien130 sowie ein berufsbegleitender Lehrgang zum Thema Grüne 
Chemie, der sogenannte „Green Chemistry Change Manager“131.  

 

 

 
127  One Substance One Assessment:  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_6413 
128  Integrated Regulatory Strategy: Integrated Regulatory Strategy - infographic - ECHA  

(letzter Zugriff 13.12.2024) 
129  Plattform Grüne Chemie 
130  Chemie | TU Wien 
131  Green Chemistry Change Manager 
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14.3 Internationale Konventionen 

14.3.1 Daten und Fakten 

Das Stockholmer Übereinkommen regelt international Verbote und Beschrän
kungen von besonders gefährlichen und langlebigen organischen Schadstoffen. 
Mittlerweile ist die ursprüngliche Liste des „dreckigen Dutzends“ auf weitere 22 
Stoffe angewachsen, darunter erstmals ein Lichtschutzmittel (UV-328), das vor 
allem in Plastik eingesetzt wurde. Dieser POP verbreitet sich global auch mittels 
kleinen Plastikteilchen im Meer, ein Mechanismus, der auch als Ferntransport 
gilt. Grenzüberschreitender Ferntransport ist ein wichtiges Kriterium für globale 
Regulierungen von Schadstoffen. 

Ein großer Erfolg ist mit der Einführung des Einhaltungsmechanismus für die 
Bestimmungen des Stockholmer Übereinkommens gelungen, dem jahrzehnte
lange Verhandlungen vorausgegangen sind. 

Die EU-POP Verordnung (VO 2019/1021/EU) setzt das internationale Überein
kommen um und setzt auch Grenzwerte für zulässige Spurenverunreinigungen 
für POPs fest, die derzeit für einige Stoffe, wie PBDEs, PCBs und PFOA in Überar
beitung sind.  

Die 5. Vertragsstaatenkonferenz zum Minamata Übereinkommen über Queck
silber fand im November 2023 in Genf statt. Das Übereinkommen zählt zurzeit 
147 Vertragsparteien und soll die Belastung von Mensch und Umwelt mit 
Quecksilber verringern. Zudem adressiert es den gesamten Lebenszyklus von 
Quecksilber von der Gewinnung über die Verwendung bis hin zur Entsorgung 
quecksilberhaltiger Abfälle (UNEP, 2024).  

Im Jahr 2022 fassten die UN-Mitgliedstaaten den Beschluss, die globale Proble
matik der Plastikverschmutzung gemeinsam zu behandeln. Die UN-Resolution 
„End plastic pollution: Towards an international legally binding instrument“ be
fasst sich mit der Schaffung eines international rechtsverbindlichen Abkom
mens zu Bekämpfung der Umweltverschmutzung durch Kunststoffe. Dabei wird 
ebenfalls der gesamte Lebenszyklus von Kunststoffen Berücksichtigung finden. 
Der Abschluss des Vertrags ist für das Jahr 2025 geplant (UNEP, 2022).  

 

 
14.3.2 Interpretation und Ausblick 

Zum 20-jährigen Bestehen des Stockholmer Übereinkommens hat sich die Liste 
der POPs zwar mehr als verdreifacht, der Ansatz des Verbotes von einzelnen 
Stoffen ist aber ineffektiv. Der Ersatz von ähnlichen Stoffen, wie z. B. bei UV-328 
macht deutlich, dass auch auf globaler Ebene ein Umdenken hin zu einer Regu
lierung von Stoffgruppen notwendig ist, so wie dies zunehmend im REACH-
Regime erfolgt. Positives Beispiel im POP-Regime sind Vertreter der PFAS, von 
denen einzelne Substanzen wie z. B. PFOS, PFHxS, PFOA, sowie deren ver
wandte Verbindungen und neu auch langkettige PFCAs gelistet sind.  
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Als erster Vorstoß zur Innovation der Bewertungskriterien gelang die Anerken
nung der Plastikverschmutzung im Meer als „Ferntransport“, weitere Erneue
rungen, wie die Aufnahme von „Mobilität“ stehen noch aus. 

Die Diskussion zur Veränderung von Grenzwerten, wie die unbeabsichtigten 
Spurenverunreinigungen in Stoffen, Gemischen und Erzeugnissen, ist ein Span
nungsfeld zwischen Gesundheitsschutz, Ressourcenschonung sowie techni
scher und ökonomischer Machbarkeit. Unterschiedliche Grenzwerte in verschie
denen Regularien, wie zum Beispiel im Fall der Chemikaliengruppe der PBDEs in 
der RoHS-Richtlinie (RL 2011/65/EU) und POP-Verordnung (VO 2019/1021/EU), 
limitieren die Wirksamkeit der POP-Verordnung. Für PFOA ist eine Anhebung 
dieses Grenzwertes aufgrund der weiten Verbreitung in Feuerlöschschäumen 
geplant. Die Gruppe der PFAS im (historischen) Einsatz in Feuerlöschschäumen 
führte zu weitrechenden, gefährlichen Umweltkontaminationen (BMK, 2024b). 
Um diese zu vermeiden, ist der Umstieg auf PFAS-freie Feuerlöschschäume nö
tig und voranzutreiben (Umweltbundesamt, 2024b). 

Die Umsetzung des Übereinkommens von Minamata zu Quecksilber (Beschluss 
(EU) 2017/939) soll dazu führen, dass die Exposition von Mensch und Umwelt 
längerfristig abnimmt. Ein Aktionsplan soll den Ausstieg der Verwendung von 
Zahnamalgam und mit Quecksilber versetzten Produkten forcieren. Ein großer 
Erfolg auch für Österreich ist das Verbot von Dentalamalgam (VO 
2024/1849/EU), dieses trat ab 1. Jänner 2025 in Kraft. 

Die Reduktion des Quecksilbereinsatzes verringert längerfristig die Belastung 
von Gewässern und Fischen. Da der Schadstoff bereits überall in der Umwelt 
vorkommt und sich nicht abbaut sowie schädlich für den Menschen sein kann, 
ist es wichtig, die Aufnahme, insbesondere von Schwangeren, zu kontrollieren. 
Die Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit (AGES) hat Informationen 
zu Quecksilber zusammengestellt; mit Hilfe eines Online-Quecksilberrechners 
kann die individuell gesundheitlich tolerierbare Aufnahme von Quecksilber 
durch Fischverzehr berechnet und so entsprechend angepasst werden (AGES, 
2024). 

 

Beitrag zur Transformation:  
⚫ Analog zum Chemikalienmanagement liefern auch internationale Konven

tionen und Abkommen zu problematischen Stoffen eine globale Transfor
mation in Richtung schadstofffreie Welt. 

 

Gutes Beispiel – Reduktion bedenklicher Chemikalien:  

 Die durch Humanbiomonitoring messbare Abnahme der Schadstoffbelas
tung in Mensch und Umwelt sowie die stetige Erweiterung der POP-Liste 
gem. POP-Verordnung zeigt klar die Reduktion des Einsatzes von bedenkli
chen Chemikalien.  
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